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Beihilfenrecht 
Initiativen 2012 

Überarbeitung der Bürg-
schaftsmitteilung  

Überarbeitung aufgrund von Marktentwicklungen 

Überarbeitung der Leitli-
nien für staatliche Beihilfen 
für Breitbandnetze  

Die Überarbeitung der aktuellen Leitlinien muss bis 
spätestens 30.9.2012 vorliegen. 

Verordnung des Rates über 
eine strategische Initiative 
im Bereich der materiellen 
Regeln für staatliche Beihil-
fen 

Änderung der Ermächtigungsverordnung (EG) Nr. 
994/98 des Rates, um eine Erweiterung des An-
wendungsbereichs der allgemeinen Gruppenfrei-
stellungsverordnung im Jahr 2013 zu ermöglichen 

Überarbeitung der Leitli-
nien für Rettungs- und Um-
strukturierungsbeihilfen  

Die aktuellen Leitlinien für Rettungs- und Umstruk-
turierungsbeihilfen laufen im Oktober 2012 aus.  

Überarbeitung der Mittei-
lung zur Filmwirtschaft  

Die derzeitige Mitteilung verliert spätestens ab dem 
31.12.2012 ihre Gültigkeit. 

Überarbeitung der Mittei-
lung über kurzfristige Ex-
portkreditversicherungen  

Die derzeitige Mitteilung verliert spätestens ab dem 
31.12.2012 ihre Gültigkeit. 

Überarbeitung der Leitli-
nien für staatliche Beihilfen 
mit regionaler Zielsetzung  

Die aktuellen Leitlinien gelten bis zum 31.12.2013. 
Überarbeitet werden die Vorschriften über Ge-
bietsabgrenzung, zulässige Beihilfeintensitäten und 
große Investitionsvorhaben. Dieses Projekt wird mit 
Vorschlägen für den zukünftigen mehrjährigen Fi-
nanzrahmen nach 2013, insbesondere mit Vor-
schlägen für Strukturfonds, koordiniert. 

Initiativen 2013 

Initiative im Bereich der 
materiellen Regeln für 
staatliche Beihilfen: 
Überarbeitung der  all-
gemeinen Gruppenfrei-
stellungs-verordnung  

Da die derzeitige allgemeine Gruppenfreistellungsver-
ordnung Ende 2013 ausläuft, ist eine Überarbeitung 
erforderlich. Ferner wird die Überarbeitung mehrerer 
Leitlinien über staatliche Beihilfen im Zusammenhang 
mit EU 2020 (FuEuI, Risikokapital, Umwelt) an die 
Überarbeitung der allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung angepasst. Auf der Grundlage einer geän-
derten Ermächtigungsverordnung (EG) Nr. 994/98 des 
Rates (siehe 2012) könnte der Anwendungsbereich 
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der allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 
erweitert werden. 

Überarbeitung der De-
minimis-Verordnung 
über staatliche Beihilfen  

De-minimis-Beihilfen sind ein flexibles Instrument für 
die Gewährung von sehr begrenzten Beihilfen. Die De-
minimis-Verordnung der Kommission deckt kleine 
Zuschüsse ab, die keine staatlichen Beihilfen im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 1 AEUV sind, da sie keine Aus-
wirkungen auf Handel und Wettbewerb haben und die 
somit nicht unter die Anmeldepflicht fallen. Die der-
zeitige Verordnung läuft im Dezember 2013 aus. 

Überarbeitung des Rah-
mens für staatliche Bei-
hilfen im Bereich FuEuI  

Der überarbeitete Rahmen für Forschung, Entwicklung 
und Innovation („FuEuI“) trat 2007 in Kraft. Der Rah-
men hilft Mitgliedstaaten, die staatliche Beihilfen als 
zusätzliches Instrument zur Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation verwenden möchten. Der 
Rahmen muss bis 2013 überarbeitet werden. 

Beschäftigung, Soziales, Integration 
Initiativen 2012 

Rahmenmitteilung “Hin 
zu einem Aufschwung mit 
neuen Arbeitsplätzen“ 

Rahmenmitteilung des Beschäftigungspaketes, in der 
der Beitrag der Kommission zu einer Wirtschaft mit 
großem Wachstum und vielen Arbeitsplätzen darge-
legt wird, und die auf den als Teil von Europa 2020 
angenommenen Leitinitiativen aufbaut (insbesonde-
re „Eine Agenda für neue Kompetenzen und neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten“ und „Jugend in Bewe-
gung“) und den Leitlinien des jährlichen Wachstums-
berichts 2012 entspricht. 

Flexicuritypaket In der Mitteilung wird die Schlüsselrolle von 
Flexicurity-Konzepten vor dem derzeitigen wirtschaft-
lichen Hintergrund herausgestellt. Die Mitteilung 
enthält konkrete Vorschläge zur Stärkung der ver-
schiedenen Bestandteile der Flexicurity, um die wirt-
schaftlichen Herausforderungen, vor denen Europa 
steht, bewältigen zu können. So sollen die Segmen-
tierung des Arbeitsmarktes abgeschwächt und Ar-
beitsmarktübergänge unterstützt werden. 

Reform des europäischen 
Beschäftigungsnetzes 

Der Vorschlag hat als Ziele 1) die Verbesserung des 
Zugangs zu Beschäftigungsmöglichkeiten und die 
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EURES und seiner Rechts-
grundlage 

Vereinfachung der Schaffung von Arbeitsplätzen 
durch die Etablierung von EURES als passendem Ar-
beitsvermittlungsinstrument für Arbeitsmobilität in 
Europa; 2) die Ausweitung von EURES auf das neue 
Projekt „Dein erster EURES-Arbeitsplatz“; 3) die Um-
setzung der Rechtsprechung des EuGH in Bezug auf 
Arbeitsvermittlungsdienste, die für private Arbeits-
vermittler geöffnet werden müssen, bei gleichzeitiger 
Erweiterung der Bandbreite an EURES-Partnern. 

Gesundheit und Sicher-
heit am Arbeitsplatz 

Die Mitteilung baut auf der derzeitigen Strategie und 
deren Abschlussbewertung auf, insbesondere in Be-
zug auf a) den Ausbau der Vorschriften für Gesund-
heitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz auf EU-
Ebene, insbesondere bezüglich der Festlegung ein-
schlägiger einzelstaatlicher Strategien und der Koor-
dinierung der politischen Maßnahmen der Mitglied-
staaten, b) die Verbesserung der Umsetzung des EU-
Rechtsrahmens und c) die Förderung von Gesund-
heitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, indem die 
Bemühungen der Mitgliedstaaten durch europäische 
Kampagnen und Sensibilisierungsinitiativen unter-
stützt werden. 

Schutz von Zusatzrenten-
ansprüchen beim Ar-
beitsplatzwechsel 

Das Ziel ist der Abschluss der Verhandlungen über 
den Vorschlag der Kommission von 2005, der 2007 
abgeändert wurde. Der Vorschlag würde sich insbe-
sondere mit der Frage der Unverfallbarkeitsfristen 
(Dauer der Beschäftigung, bevor Rentenansprüche 
unwiderruflich gewährt werden) befassen. 

Einrichtung des Dreiglied-
rigen Sozialgipfels 

Mit dieser Initiative soll der Beschluss 2003/174/EG 
des Rates vor dem Hintergrund des Vertrags von 
Lissabon und der Strategie Europa 2020 überarbeitet 
werden. 

Freizügigkeit der  Arbeit-
nehmer innerhalb der 
Union 

Ziel dieser Initiative ist eine verbesserte Durchsetz-
barkeit der Verordnung (EWG) Nr. 1612/1968 (in 
ihrer durch die Verordnung (EU) Nr. 492/2011 kodifi-
zierten Fassung) über die Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer innerhalb der Union. Sie beseitigt bestehen-
de Hemmnisse, die die Mobilität von EU-
Arbeitnehmern einschränken, indem sie die Durch-
setzung der in den EU-Vorschriften vorgesehenen 
Rechte sowie die rechtliche Unterstützung für Mig-
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ranten, die aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit dis-
kriminiert werden, verbessert. 

Kinderarmut („soft law“) Eine Empfehlung unterstützt die Bemühungen der EU 
und der Mitgliedstaaten, Kinderarmut zu bekämpfen. 
Darin werden gemeinsame Grundsätze für ein wirk-
sames politisches Eingreifen in folgenden wichtigen 
Bereichen festgelegt: Unterstützung für Familien 
(Zugang zum Arbeitsmarkt für Eltern, Einkommens-
stützung), Dienstleistungen (Kinderbetreuung, Bil-
dung, Gesundheitsversorgung, Unterkunft, soziale 
Dienste) und Teilhabe an der Gesellschaft. 

Förderung der Integration 
der Roma – Erster Bericht 
der Kommission  

Im ersten Jahresbericht werden die einzelstaatlichen 
Strategien zur Integration der Roma bewertet, die die 
Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 31.12.2011 
vorlegen müssen. 

Binnenmarkt und Pensi-
onsfonds: Träger Betrieb-
licher Altersversorgungs-
systeme 

Ziel der Überarbeitung der Richtlinie über die Träger 
betrieblicher Altersversorgungssysteme ist es, die 
gleichen Ausgangsbedingungen mit Solvency II auf-
rechtzuerhalten und eine verstärkte grenzüberschrei-
tende Tätigkeit in diesem Bereich zu fördern. Dies 
wird helfen, die Herausforderungen der demographi-
schen Alterung und die Staatsverschuldung zu bewäl-
tigen. (3. Quartal 2012) 

Europäischer Rechtsakt 
über die Zugänglichkeit: 
Verbesserung der Zugäng-
lichkeit von Waren und 
Dienstleistungen im Bin-
nenmarkt  

Vorschlag für eine Richtlinie zur Verbesserung des 
Marktes für Waren und Dienstleistungen, die für 
Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen 
zugänglich sind, auf der Grundlage des „Design für 
alle“-Konzeptes. Diese wirtschaftsfreundliche Initiati-
ve umfasst verbindliche Maßnahmen zur Förderung 
des Auftragswesens und der Harmonisierung von 
Zugänglichkeitsnormen. 

 

Initiativen 2013 

Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Gefährdung durch 
Karzinogene oder Mutage-
ne bei der Arbeit 

Die Überarbeitung des bestehenden Rechtsrah-
mens (Richtlinie 2004/37EG) zielt darauf ab, das 
Krebsrisiko auf ein annehmbares Niveau festzule-
gen und das Risikomanagement zu verbessern. Fer-
ner soll bewertet werden, ob es zweckmäßig ist, 
den Anwendungsbereich der Richtlinie auf neue 
Risikofaktoren und auf fortpflanzungsgefährdende 
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Stoffe auszudehnen. 

Koordinierung der Sozial-
versicherungssysteme 

Erste Überarbeitung der Verordnungen (EG) Nr. 
883/2004 und (EU) Nr. 987/2010 seit ihrem In-
krafttreten im Mai 2010 mit dem Ziel, die Bestim-
mungen ausgehend von den ersten Jahren der An-
wendung zu ergänzen oder anzupassen. 

Mitteilung über Langzeit-
pflege 

Im Anschluss an das Arbeitsdokument der Kommis-
sionsdienststellen aus dem Jahr 2011 und die Ge-
spräche im Ausschuss für Sozialschutz legt die 
Kommission strategische Leitlinien vor und reagiert 
so auf den steigenden Bedarf an Langzeitpflege. 

Konsultation der europäi-
schen Sozialpartner zur 
Überarbeitung der Richtli-
nie zum gleichen Entgelt 

Angesichts des nach wie vor großen Lohngefälles 
zwischen Frauen und Männern in Europa (rund 18 
%) konsultiert die Kommission die europäischen 
Sozialpartner bezüglich einer Aktualisierung der EU-
Rechtsvorschriften mit dem Ziel, den Grundsatz der 
gleichen Bezahlung durchzusetzen 

Zweite Phase der Konsulta-
tion der europäischen Sozi-
alpartner zur Vereinbarkeit 
von Arbeits-, Familien- und 
Privatleben  

Abhängig von den Ergebnissen der Konsultation 
schlägt die Kommission unter Umständen Maß-
nahmen mit zwei Zielen vor: Zum einen soll die 
Erwerbstätigenquote von Frauen gesteigert werden 
(da Frauen die Hauptverantwortung für die Betreu-
ung von Kindern und sonstigen unterhaltsberechtig-
ten Personen tragen) und zum anderen soll die 
demographische Herausforderung bewältigt wer-
den. 

Bildung und Jugend 
 
Initiativen 2012 
 

Überdenken von 
Kompetenzen vor 
dem Hintergrund von 
Europa 2020 

Die Mitteilung enthält politische Empfehlungen an die 
Mitgliedstaaten in den Bereichen grundlegende Fähigkei-
ten, Unternehmertum, digitale Kompetenz, Medienkom-
petenz und Mehrsprachigkeit, die helfen sollen, das EU-
Ziel der Leistungssteigerung in den Bereichen Lesen, Ma-
thematik und Naturwissenschaften zu erreichen. Sie för-
dert die Arbeitsmarktfähigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit 
und den interkulturellen Dialog durch den Aufbau be-
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reichsübergreifender Schlüsselkompetenzen im Rahmen 
von Strategien zum Lebenslangen Lernen. 

 
Initiativen 2013 
 

Internationalisierung 
der Hochschulbildung 

Mehr und mehr Hochschuleinrichtungen nehmen Stu-
dierende aus Drittländern auf, tauschen Studierende, 
Mitarbeiter, Projekte und Kenntnisse untereinander aus 
und arbeiten im akademischen Bereich und in der For-
schung zusammen. Die Mitteilung befasst sich mit der 
Internationalisierungsstrategie des Hochschulbildungs-
sektors in der EU. In einer Welt mit immer stärkeren 
gegenseitigen Abhängigkeiten sind die Hochschulpart-
nerschaften, die Forschungs- und Lehrkapazitäten 
schaffen können und Universitäten zu Akteuren des 
Wissenstransfers machen, eine strategische Möglichkeit 
für die EU, die globalen Herausforderungen zu bewälti-
gen. 

Jugendausweis der 
Initiative „Jugend in 
Bewegung“ („soft law“) 

Eine Maßnahme der Leitinitiative „Jugend in Bewe-
gung“ sollte sowohl die Mobilität als auch die Teilnah-
me aller jungen Menschen im Alter von 13 bis 30 in 
Europa erleichtern. Der Ausweis würde auf bereits exis-
tierenden Ausweisen aufbauen, durch die junge Leute 
bereits jetzt Vorteile in verschiedenen Bereichen nutzen 
können (Reisen, Kultur, Waren, Unterkunft usw.). Be-
reits vorhandene Ausweise, die die EU-
Qualitätskriterien erfüllen, könnten mit dem Zusatz 
„Jugend in Bewegung“ gekennzeichnet werden. 

Binnenmarkt, Dienstleistungen und Industrie 
Initiativen 2012 

Folgemaßnahme zum 
Leistungscheck für Dienst-
leistungen: Vertiefung des 
Binnenmarktes für Dienst-
leistungen 

Nach der Durchführung von „Leistungschecks“ und 
verschiedenen anderen Arbeiten (d. h. Bewertungen 
zu den Aspekten Tätigkeitsvorbehalte, Beteiligung am 
Gesellschaftsvermögen, Rechtsform und Versiche-
rungsanforderungen) sollen durch diese Initiative die 
Maßnahmen ermittelt und vorgeschlagen werden, 
die zum Beseitigen der Faktoren, die das Funktionie-
ren des Binnenmarktes für Dienstleistungen nach wie 
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vor behindern, erforderlich sind.  

Kollektive Rechteverwer-
tung: Musikrechte – Mu-
sik online  

Das vorgeschlagene Instrument hat zwei Schwer-
punkte: erstens ein allgemeines Maß an verantwor-
tungsvoller Verwaltung und Transparenz für alle 
Verwertungsgesellschaften; zweitens spezielle Regeln 
zur Lizenzierung von Musik im Internet, um den digi-
talen Binnenmarkt zu fördern und mehr grenzüber-
schreitende Dienstleistungen für Verbraucher EU-
weit zu erbringen.  

Binnenmarkt und Pensi-
onsfonds: Träger Betrieb-
licher Altersversorgungs-
systeme 

Ziel der Überarbeitung der Richtlinie über die Träger 
betrieblicher Altersversorgungssysteme ist es, die 
gleichen Ausgangsbedingungen mit Solvency II auf-
rechtzuerhalten und eine verstärkte grenzüberschrei-
tende Tätigkeit in diesem Bereich zu fördern. Dies 
wird helfen, die Herausforderungen der demographi-
schen Alterung und die Staatsverschuldung zu bewäl-
tigen.  

Initiative zur Vorlage von 
Nichtfinanzinformationen 
durch Unternehmen 

Der Vorschlag soll die Transparenz der Nichtfinanzin-
formationen von Unternehmen verbessern und 
gleichzeitig ein Steigen des Verwaltungsaufwands 
vermeiden. 

Online-Gewinnspiele im 
Binnenmarkt 

Die Mitteilung ist eine Folgemaßnahme zum Grün-
buch über Online-Gewinnspiele und enthält eine 
eingehende Bewertung der Antworten auf die Kon-
sultation. Hiervon ausgehend werden 1) die wichtigs-
ten Herausforderungen für die Koexistenz nationaler 
Regulierungsmodelle im Binnenmarkt und 2) die auf 
nationaler und auf EU-Ebene zu treffenden Maß-
nahmen ermittelt. 

Dritte Richtlinie zur Be-
kämpfung der Geldwä-
sche 

Eine Überarbeitung der internationalen Normen läuft 
derzeit und soll voraussichtlich bis Februar 2012 ab-
geschlossen sein. Die Überarbeitung durch die Kom-
mission hat ebenfalls begonnen, ein entsprechender 
Bericht ist für Anfang 2012 geplant. Sobald internati-
onale Standards in die EU-Rechtsvorschriften aufge-
nommen sind, müssen sie zügig umgesetzt werden. 

Energiebinnenmarkt Mit dieser Initiative wird der aktuelle Entwicklungs-
stand hin zur Vollendung des Energiebinnenmarktes 
bis 2014 erörtert. Zudem werden die Mitgliedstaaten 
dazu angeregt, ihre Bemühungen zu verstärken, in-
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dem Vorteile des Energiebinnenmarktes für Bürger 
und Unternehmen hervorgehoben werden, und ein 
möglicher Bedarf an zusätzlichen Maßnahmen wird 
ermittelt, um sicherzustellen, dass dieses Ziel erreicht 
wird.  

Europäisches Gütezeichen 
in der Tourismusbranche 

Ein europäisches Gütezeichen würde die Wettbe-
werbsfähigkeit und Nachhaltigkeit des Tourismus in 
Europa stärken, da es für Transparenz und Kohärenz 
bei der Qualitätsbewertung touristischer Dienstleis-
tungen sorgen würde. Auf diese Weise soll das Ver-
trauen der Verbraucher gewonnen und qualitativ 
hochwertiger Tourismus anerkannt werden. 

Aktualisierung und Über-
prüfung der Fortschritte 
bei der integrierten In-
dustriepolitik für das Zeit-
alter der Globalisierung 

Die Kommission überprüft die Umsetzung der Euro-
pa-2020-Leitinitiative zur Industriepolitik und aktuali-
siert wichtige Initiativen, um einen raschen Übergang 
zu einer nachhaltigeren, integrativeren und ressour-
censchonenderen Wirtschaft und einer dynamischen 
industriellen Grundlage zu gewährleisten. In der 
Halbzeitbewertung werden die wirtschaftliche Erho-
lung, neue Herausforderungen und der MFR berück-
sichtigt. 

Initiativen 2013 

Zahlungsdienste im Bin-
nenmarkt 

Ziel der Überarbeitung der Richtlinie 2007/64/EG ist 
die Schaffung eines integrierten, wettbewerbsfähi-
gen, effizienten und benutzerfreundlichen Zah-
lungsverkehrsmarktes in Europa. 

Grenzüberschreitende Zah-
lungen in der EU 

Den Schwerpunkt der Überarbeitung der Verord-
nung (EG) Nr. 924/2009 bilden die Themen in Arti-
kel 15. Allerdings können auch die fortdauernde 
Integration des EU-Zahlungsverkehrsmarktes, Än-
derungen der Richtlinie über Zahlungsdienste, die 
gleichzeitig von der Kommission überarbeitet wird, 
und die Annahme der Verordnung über die SEPA-
Umstellung zu wesentlichen Änderungen am Wort-
laut der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 führen. Das 
Ziel ist die Schaffung eines integrierten, wettbe-
werbsfähigen, effizienten und benutzerfreundlichen 
Zahlungsverkehrsmarktes in Europa. 

Folgemaßnahmen zu dem 
Grünbuch „Hin zu einem 

Die Integration des europäischen Marktes für den 
Massenzahlungsverkehr, genauer gesagt des digita-
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integrierten europäischen 
Markt für Zahlungen per 
Karte, Internet und Mobil-
telefon“ 

len Binnenmarktes, ist eine der Prioritäten, die in 
der Digitalen Agenda festgelegt sind. Die Folge-
maßnahmen zu dem Grünbuch sollen dabei helfen, 
einen wettbewerbsfähigeren, effizienteren, innova-
tiveren und sichereren Markt für Zahlungsverkehr 
in Europa zu schaffen. 

Stärkere Umsetzung des 
Binnenmarktes für Kraft-
fahrzeuge 

Oberstes Ziel ist es, den Binnenmarkt für Kraftfahr-
zeuge zu sichern und zu stärken, indem gewährleis-
tet wird, dass sämtliche für eine wirksame und ein-
heitliche Anwendung und Durchsetzung des Rechts-
rahmens für die Typgenehmigung von Automobiler-
zeugnissen erforderlichen Mechanismen vorhanden 
sind. 

Binnenmarkt im Landver-
kehr: Bericht über die Lage 
auf dem Güterkraftver-
kehrsmarkt 

In dem Bericht werden die Lage auf dem Güter-
kraftverkehrsmarkt analysiert und die Wirksamkeit 
von Kontrollen sowie die Entwicklung der Beschäf-
tigungsbedingungen des Berufszweigs bewertet. 
Ferner wird bewertet, wie weit die Harmonisierung 
der Vorschriften unter anderem in den Bereichen 
Durchsetzung, Straßenbenutzungsgebühren sowie 
soziale und sicherheitstechnische Rechtsvorschrif-
ten fortgeschritten ist und was noch getan werden 
muss. Der Bericht bestimmt zudem, wie und wann 
die Kabotage weiter geöffnet werden kann. 

Zugang zum Güterkraftver-
kehrsmarkt und zum Beruf 
des Kraftverkehrsunter-
nehmers 

Das Paket wird für eine weitere Öffnung des 
Kabotagemarktes sorgen. Eine solche Öffnung 
könnte die Effizienz deutlich steigern, indem sie die 
Zahl der unnötigen Leerfahrten der Fahrzeuge min-
dert. Zudem enthält das Paket möglicherweise Be-
stimmungen über in der Kabotage beschäftigte 
mobile Arbeitnehmer, um einen fairen Wettbewerb 
zu gewährleisten. Die bestehenden Vorschriften 
über die Zulassung zu dem Berufszweig werden 
unter Umständen ausgeweitet (z. B. Ausweitung auf 
Spediteure) und weiter harmonisiert (z. B. in Bezug 
auf die Niederlassung und die finanzielle Leistungs-
fähigkeit). Mit dem Vorschlag werden die Verord-
nung (EG) Nr. 1072/2009 über den Zugang zum 
Markt und die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 über 
die Zulassung zum Beruf geändert. 
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Digitale Agenda 
Initiativen 2012 

Europaweiter Rahmen 
für elektronische Iden-
tifizierung, Authentifi-
zierung und Signatur 

Mit diesem Vorschlag werden Rechtsvorschriften vorge-
legt, die das Vertrauen stärken und elektronische Trans-
aktionen erleichtern sollen, insbesondere durch die Ge-
währleistung der gegenseitigen Anerkennung von elekt-
ronischer Identifizierung und Authentifizierung EU-weit 
sowie von elektronischen Signaturen. (2. Quartal 2012) 

Gemeinsame Fre-
quenznutzung 

In dieser Mitteilung soll das Modell der gemeinsamen 
Frequenzverwaltung und seine Bedeutung für eine aus-
gewogene Gewichtung der verschiedenen Modelle er-
läutert werden. Sie soll einen Überblick über die ge-
meinsame Frequenznutzung zum jetzigen Zeitpunkt, die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Vergleich mit 
anderen Verwaltungskonzepten, die Vorteile und den 
Nutzen des Modells und die zu bewältigenden Probleme 
vermitteln. 

Europäische Strategie 
für Internetsicherheit 

Die Initiative hat folgende Ziele: eine Beschreibung der 
größten Risiken und Schwierigkeiten sowie der wirt-
schaftlichen und geopolitischen Möglichkeiten, ein Ver-
gleich mit der „Bereitschaft“ oder politischen Aufmerk-
samkeit, die dem Thema in Drittländern gewidmet wird, 
eine Beschreibung der wichtigsten noch zu klärenden 
Fragen und zu lösenden Probleme, eine Bewertung der 
laufenden oder geplanten Maßnahmen, sofern diese 
existieren, sowie Hinweise auf die Bereiche, in denen 
weitere EU-Maßnahmen erforderlich sind. 

Digitale Agenda für 
Europa – nächste 
Schritte 

Nach der zweiten „Digital Agenda Assembly“ und dem 
Anzeiger für 2012 sollen im Rahmen der Halbzeitevaluie-
rung die strategischen Prioritäten für die verbleibenden 
zwei Jahre der Digitalen Agenda für Europa bestimmt 
werden. 

Initiativen 2013 

Hin zu einer Cloud-
Computing- Strategie 
für die EU 

Die Mitteilung befasst sich mit mehreren Aspekten des 
derzeitigen Regelungsrahmens, der mit Blick auf weniger 
anspruchsvolle Anwendungen entwickelt wurde. Insbe-
sondere wirft das Cloud Computing bestimmte Fragen im 
Zusammenhang mit Datenschutz und Datenspeicherung, 
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dem anzuwendenden Recht und der Haftung sowie dem 
Verbraucherschutz auf. Behandelt werden auch die Fak-
toren Interoperabilität, Standardisierung und Übertrag-
barkeit von Daten und Anwendungen. 

E-freight  Ziel der Initiative ist die Schaffung des geeigneten Rah-
mens für die Angleichung des elektronischen Informati-
onsflusses an den materiellen Güterfluss zur Unterstüt-
zung der Planung, Durchführung, Überwachung und Be-
richterstattung über den multimodalen Güterverkehr, für 
die Gewährleistung der Haftung für den intermodalen 
Verkehr und für die Förderung des sicheren und sauberen 
Frachtverkehrs. 

 

Initiativen zur Vereinfachung und zur Verringerung des Verwaltungsauf-
wandes 

Europaweiter Rahmen 
für die elektronische 
Identifizierung,  Au-
thentifizierung und 
Signatur 

Steigerung der Nutzbarkeit von elektronischen Signatu-
ren und Sicherstellung grenzüberschreitender Interope-
rabilität durch gegenseitige Anerkennung der verschie-
denen nationalen elektronischen Personalausweise. Die 
elektronische Signatur sollte so einfach zu handhaben 
sein wie eine handschriftliche Signatur, um den elektro-
nischen Geschäftsverkehr zwischen Bürgern, Unterneh-
men und Behörden zu erleichtern. Die gegenseitige An-
erkennung der verschiedenen nationalen elektronischen 
Personalausweise in der gesamten EU würde es den 
Bürgern und Unternehmen erlauben, mithilfe ihrer nati-
onalen elektronischen Personalausweise in allen Mit-
gliedstaaten Zugang zu den Online- Diensten der natio-
nalen Verwaltungen und Behörden zu erhalten und so 
die Verfahren erheblich zu beschleunigen. 

Energie 
Initiativen 2012 

Nukleare Sicherheit Wie vom Europäischen Rat gefordert wird nach einer 
eingehenden Prüfung der bestehenden Vorschriften mit 
allen beteiligten Akteuren ein Vorschlag vorgelegt, 
durch den der Regelungsrahmen für nukleare Sicherheit 
verbessert werden soll. (3. Quartal 2012) 
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Strategie für erneuer-
bare Energien 

Mit dieser Initiative, die auf dem Fahrplan für erneuer-
bare Energien bis 2050 aufbaut, werden politische 
Maßnahmen zur Beschleunigung der Entwicklung er-
neuerbarer Energien vorgelegt. Weitere Bestandteile 
sind Diskussionen über die Gestaltung des Elektrizitäts-
marktes und die laufende Infrastrukturpolitik einschließ-
lich außenpolitischer Aspekte. 

Energiebinnenmarkt Mit dieser Initiative wird der aktuelle Entwicklungsstand 
hin zur Vollendung des Energiebinnenmarktes bis 2014 
erörtert. Zudem werden die Mitgliedstaaten dazu ange-
regt, ihre Bemühungen zu verstärken, indem Vorteile 
des Energiebinnenmarktes für Bürger und Unternehmen 
hervorgehoben werden, und ein möglicher Bedarf an 
zusätzlichen Maßnahmen wird ermittelt, um sicherzu-
stellen, dass dieses Ziel erreicht wird.  

Kohlenstoffbindung 
und -speicherung 

Eine Analyse des derzeitigen Status macht deutlich, dass 
das CCS-Demonstrationsprogramm sich trotz großer 
Bemühungen verzögert hat. In dem Strategiepapier 
werden mögliche Wege analysiert, wie man die Be-
triebsdauer  von Kraftwerken für fossile Brennstoffe 
ohne Abgasreinigung auslaufen lassen könnte. 

Saubere Energie im 
Verkehr: Eine alterna-
tive Kraftstoffstrategie  

In dem Weißbuch zum Verkehr wird betont, wie wichtig 
es ist, die Abhängigkeit des Verkehrssystems vom Öl zu 
durchbrechen. Mit dieser Initiative soll die Aufnahme 
alternativer Verkehrssysteme in den EU-Markt ein-
schließlich der erforderlichen Normen für Ausrüstung 
und Speichersysteme beschleunigt werden. Ermittelt 
werden mögliche EU-Maßnahmen, um die Verwendung 
alternativer Kraftstoffe in der EU anzukurbeln und der 
Industrie, dem öffentlichen Sektor und den Verbrau-
chern eine klare und schlüssige Vision der Marktent-
wicklung für Verkehrssysteme mit alternativen Kraft-
stoffen zu bieten. 

 

Initiativen 2013 

Energietechnologien in 
einer künftigen euro-
päischen Energiepolitik 

In der Mitteilung werden die Optionen für die Rolle von 
Energietechnologien bei der Verwirklichung der 
Dekarbonisierung ermittelt, ein umfassender Ansatz für 
die Förderung der Entwicklung von Energietechnologien 
gemäß der Vision Energie 2050 ausgearbeitet und die 
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Synergien zwischen den Mitgliedstaaten und der Euro-
päischen Kommission bei der Gestaltung der Energiepo-
litik verstärkt, indem die Konvergenz und die Zusam-
menarbeit zwischen einzelstaatlichen und EU-
Innovationsprogrammen gefördert werden. 

Energieeffizienz Folgemaßnahmen zum Vorschlag vom Juni 2011, ausge-
hend von den derzeitigen Arbeiten am Fahrplan für 
erneuerbare Energien bis 2050, und Vorbereitung einer 
allgemeinen Leitlinie zur Energieeffizienz bis 2020 und 
darüber hinaus. 

Erweiterung 
Initiativen 2012 

Jährliches Erweite-
rungspaket 2012 

Die Kommission wurde vom Rat ersucht, regelmäßig 
über die Kandidatenländer und die potenziellen Kandi-
datenländer Bericht zu erstatten. Das Strategiepapier 
der Kommission ermöglicht dem Europäischen Rat, all-
jährlich zum Jahresende die wichtigsten erweiterungs-
spezifischen strategischen Leitlinien festzulegen. Das 
Erweiterungspaket umfasst auch die Überwachung Kroa-
tiens vor seinem Beitritt. 

Finanzen 
Initiativen 2012 

Öffentliche Finanzen 
in der WWU 2012 

In der Mitteilung über öffentliche Finanzen in der WWU 
2012 soll aufgezeigt werden, welche politischen Folgen 
und Herausforderungen sich aus dem jährlichen Bericht 
über die öffentlichen Finanzen ergeben. In diesem Bericht 
wird die budgetäre Entwicklung in den Mitgliedstaaten 
überprüft, außerdem werden aktuelle Themen im Bereich 
Finanzpolitik und Haushaltsüberwachung erläutert. 

 

Initiativen 2013 

 

Schutz der finanziellen 
Interessen der Euro-
päischen Union durch 

Regeln für den Austausch von Informationen, gegensei-
tige Amtshilfe und Sammlung von Beweismitteln, sofern 
diese nicht im Rahmen der Initiative zum Schutz der fi-
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die Verstärkung von 
Verwaltungs- und 
Strafverfahren ein-
schließlich gegenseiti-
ger Amtshilfe 

nanziellen Interessen im Jahr 2012 behandelt wurden; 
Artikel 325 Absatz 4 AEUV. 

 

Forschung und Innovation 
Initiativen 2012 

Rahmen für den Euro-
päischen Forschungs-
raum (ERA) 

Der ERA-Rahmen ist die Grundlage für strategische Ko-
härenz und Koordinierung zwischen der EU und den 
Mitgliedstaaten. Ziel ist dabei eine Steigerung der Effizi-
enz des europäischen Forschungssystems durch eine 
bessere Nutzung des Potenzials für grenzüberschrei-
tende Synergien und Ergänzungen (z. B. Mobilität und 
Laufbahnmöglichkeiten von Forschern, grenzüber-
schreitende Projekte von Organisationen, die Forschun-
gen durchführen oder finanzieren, Forschungsinfra-
strukturen, Wissensverbreitung und Zusammenarbeit 
mit Drittländern). 

Stand der Innovations-
union 2012 – Beschleu-
nigung des Wandels 

In dieser Mitteilung werden die nächsten Schritte dar-
gelegt, mit denen Wachstum und Arbeitsplätze durch 
Innovation geschaffen werden sollen. Sie enthält fol-
gende Vorschläge: genaue Festlegung des neuen Indika-
tors für schnell wachsende und innovative Unterneh-
men mit einer vergleichenden Bewertung der Innovati-
onsleistung der Mitgliedstaaten, Folgemaßnahmen zu 
Selbstverpflichtungen im Rahmen der Innovationsuni-
on, bei denen keine Fortschritte erzielt wurden, und ein 
Vorschlag, das Thema Innovation in die EU-Strategien 
zu integrieren. 

Verstärkung und  Fo-
kussierung internatio-
naler Zusammenarbeit 
in Forschung und Inno-
vation 

Europa muss bei der Zusammenarbeit mit seinen wich-
tigsten Partnern in den Bereichen Wissenschaft, Tech-
nologie und Innovation strategischer handeln, um Spit-
zenleistungen und die industrielle Wettbewerbsfähig-
keit zu fördern, weltweite gesellschaftliche Herausfor-
derungen zu meistern und außenpolitische Maßnah-
men zu unterstützen. Die Mitteilung enthält detaillierte 
Ziele, Kriterien und Arbeitsgrundsätze für die Umset-
zung, Verstärkung und Fokussierung von EU-
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Maßnahmen zur internationalen Zusammenarbeit im 
Zuge des gemeinsamen strategischen Rahmens für For-
schung und Innovation. 

Schlüsseltechnologien Als Reaktion auf die Empfehlungen der hochrangigen 
Gruppe wird im Rahmen dieser Initiative ein koordinier-
ter Rahmen für Schlüsseltechnologien vorgeschlagen, 
der die Kontinuität in den Bereichen Forschung und 
Entwicklung und Innovation sowie Technologietransfer 
und –anwendung und die Förderung weltweit wettbe-
werbsfähiger „Ökosysteme“ gewährleisten soll. 

 

Initiativen 2013 

Überarbeitung des 
Rahmens für staatli-
che Beihilfen im Be-
reich FuEuI  

Der überarbeitete Rahmen für Forschung, Entwicklung 
und Innovation („FuEuI“) trat 2007 in Kraft. Der Rahmen 
hilft Mitgliedstaaten, die staatliche Beihilfen als zusätzli-
ches Instrument zur Förderung von Forschung, Entwick-
lung und Innovation verwenden möchten. Der Rahmen 
muss bis 2013 überarbeitet werden. 

Gesundheit und Verbraucher 
Initiativen 2012 

Überarbeitung der Richt-
linie über die Herstellung, 
die Aufmachung und den 
Verkauf von Tabaker-
zeugnissen  

Auf die neuesten Entwicklungen im Bereich der Ta-
bakerzeugnisse wird durch eine Aktualisierung der 
Richtlinie 2001/37/EG reagiert, die Binnenmarktfra-
gen umfasst und neue Produkte und Kennzeichnun-
gen prüft. 

Förderung von Innovati-
onen bei Medizinproduk-
ten zum Nutzen von Pati-
enten, Verbrauchern und 
Beschäftigten im 
Gesundheitswesen  

In dieser Mitteilung wird erklärt, warum eine weitere 
Verbesserung des Regelungsrahmens erforderlich ist, 
um angesichts neuer Entwicklungen (u. a. Altern, IKT 
usw.) Innovationen bei Medizinprodukten zu fördern. 
Zudem ist die Mitteilung eine Reaktion auf die jüngs-
ten Schlussfolgerungen des Rates. 

Medizinprodukte  Der Vorschlag soll gewährleisten, dass der Regelungs-
rahmen weiterhin Innovationen in dem Bereich för-
dert und gleichzeitig die Sicherheit der Patienten ga-
rantiert. Der Regelungsrahmen, der den technischen 
und wissenschaftlichen Fortschritten entsprechend 
angepasst wird, enthält klarere und einfachere Regeln 
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und stellt die notwendigen Instrumente für eine Ver-
waltung auf EU-Ebene. Diese wurde aufgrund der 
gestiegenen Nachfrage nach Kombinationen aus Arz-
neimitteln und Medizinprodukten auf dem Markt 
erforderlich. Die Ziele sind die Verbesserung des 
Gesundheitsschutzes für alle Patienten und Verbrau-
cher in Europa, die Stärkung der Position Europas an 
vorderster Front, was die Innovationen auf dem Ge-
biet angeht, und ein reibungsloseres Funktionieren 
des Binnenmarktes und des internationalen Handels. 

Klinische Versuche zur 
Förderung der klinischen 
Forschung und Innovati-
on in der Arzneimittelin-
dustrie  

Ziel des Vorschlags für eine Überarbeitung der Richt-
linie 2001/20/EG über klinische Prüfungen ist die 
Verbesserung der Kenntnisse und die Verstärkung der 
Innovation im Bereich der klinischen Forschung. Da-
bei soll u. a. auf folgende Themen eingegangen wer-
den: die Verkürzung administrativer Verzögerungen, 
die Vermeidung abweichender Entscheidungen in der 
EU und die Straffung von Meldeverfahren. 

Paket zur Tier- und Pflan-
zengesundheit: Stärkung 
der  Lebensmittelkette – 
ein modernisierter und 
einfacherer Rechtsrah-
men  

In der Mitteilung werden die Hauptelemente des 
neuen Pakets von Rechtsvorschriften über Tier- und 
Pflanzengesundheit und Vermehrungsgut für Pflanzen 
sowie die Kontrollen in diesem Bereich behandelt. Die 
Regeln sollen modernisiert, vereinfacht und gestrafft 
werden, um die Ziele der Rechtsvorschriften besser 
erreichen zu können und die Innovationskraft und 
Wettbewerbsfähigkeit der entsprechenden Wirt-
schaftszweige zu stärken. 

Tiergesundheitsrecht  Der Vorschlag verfolgt einen stärker risikobasierten 
Ansatz gegenüber tiergesundheitlichen Anforderun-
gen und der Beseitigung von Verwaltungsaufwand 
beim Transport von Tieren und bietet ein einfacheres 
und flexibleres Vorschriftensystem im Bereich Tierge-
sundheit in der EU sowie größere Sicherheit mit einer 
stärkeren Konzentration auf Krankheitsvorbeugung, 
was zu geringeren wirtschaftlichen Verlusten durch 
Krankheitsausbrüche führen soll. 

Amtliche Kontrollen ent-
lang der Lebensmittelket-
te  

Ziel des Vorschlags für eine Überarbeitung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 882/2004 ist die Vereinfachung und 
Straffung des bestehenden Rechtsrahmens, damit die 
von den Mitgliedstaaten entlang der Lebensmittelket-
te durchgeführten Kontrollen effizienter werden und 
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der Verwaltungsaufwand für die Betriebe sinkt. Eine 
effizientere Nutzung der Kontrollressourcen trägt 
dazu bei, Krisen zu vermeiden und gleichzeitig die 
Kosten für Wirtschaftsteilnehmer, die sich an die Vor-
schriften halten, zu beschränken und gleiche Bedin-
gungen für alle zu gewährleisten. Die Richtlinien 
96/23/EG, 97/78/EG und 91/496/EWG sind ebenfalls 
betroffen. 

EU- Pflanzengesundheits-
recht  

Der Vorschlag zielt auf eine Vereinfachung, eine Straf-
fung und eine Steigerung der Transparenz und Kos-
tenwirksamkeit ab. Die Pflanzenpässe für das inner-
gemeinschaftliche Verbringen von Pflanzen werden 
vereinfacht, was ein transparenteres und stabileres 
System für die Erzeuger zur Folge hat. Eine bessere 
Einfuhrkontrolle verstärkt den Schutz vor der Ein-
schleppung neuer Schädlinge und Krankheiten aus 
Drittländern, was in der Vergangenheit zu zusätzlicher 
Belastung durch Schädlingskontrolle für die EU-
Erzeuger oder zu Umweltschädigungen geführt hat. 

 

Initiativen 2013 

Verwendung von Klo-
nungstechniken zur 
Lebensmittelerzeugung  

Diese Initiative wäre eine Folgemaßnahme zum Kom-
missionsbericht über das Klonen von Tieren zur Le-
bensmittelerzeugung von 2010 und eine Antwort auf 
die Ersuchen um Klärung der Rechtslage bezüglich des 
Klonens von Tieren im Binnenmarkt. 

Ausgaben im Veterinär-
bereich  

Ziel der Überarbeitung der Entscheidung 90/424/EWG 
des Rates ist die Entwicklung einer EU-weit angegliche-
nen Regelung zur Kostenbeteiligung und gemeinsamen 
Verantwortung im Rahmen des neuen EU-
Tiergesundheitsgesetzes, das derzeit ausgearbeitet 
wird. 

Inneres und Unionsbürgerschaft 
Initiativen 2012 

Gegenseitige Anerken-
nung der Wirkung be-
stimmter 

Mit diesem Vorschlag soll die gegenseitige Anerken-
nung bestimmter Personenstandsurkunden (z. B. Ur-
kunden mit Angaben zu Geburt, Abstammung, Adop-
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Personenstandsurkunden  tion, Namen, Ableben) durchgesetzt werden. 

Verzicht auf Formalitäten 
für die Legalisation von 
Urkunden im Verkehr 
zwischen den Mitglied-
staaten  

Folgemaßnahme zum Grünbuch zum freien Verkehr 
von Dokumenten: Personenstandsurkunden, Urkun-
den und erleichterte Legalisation. Mit diesem Vor-
schlag soll der Verzicht auf Formalitäten für die Legali-
sation von Urkunden im Verkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten durchgesetzt werden. 

Initiativen 2013 

Bericht über die Unions-
bürgerschaft 2013: Fort-
schritte beim Beseitigen 
von Hindernissen für die 
Rechte der EU-Bürger  

Ziel dieses Berichts ist die Bewertung der Fortschritte, 
die durch die Umsetzung der im Bericht über die Uni-
onsbürgerschaft 2010 angekündigten Maßnahmen im 
Hinblick auf die Gewährleistung der wirksamen Aus-
übung der Rechte der EU-Bürger erzielt wurden sowie 
die Ermittlung weiterer Maßnahmen, mit denen die 
übrigen Faktoren, die die Ausübung der Rechte der 
EU-Bürger nach wie vor behindern, vollends beseitigt 
werden können. 

Bericht über das Recht 
der Unionsbürger und 
ihrer Familienangehöri-
gen, sich im Hoheitsge-
biet der Mitgliedstaaten 
frei zu bewegen und 
aufzuhalten  

Der Bericht enthält eine umfassende Übersicht darü-
ber, wie die Richtlinie 2004/38/EG in einzelstaatliches 
Recht umgesetzt und in allen Mitgliedstaaten ange-
wandt wird. Ferner umfasst er eine Gesamtbewertung 
der Auswirkungen der in der Richtlinie enthaltenen 
Bestimmungen und Hinweise auf Bereiche, in denen 
Verbesserungen möglich sind. 

Überarbeitung des EU-
Rahmens für Vorratsda-
tenspeicherung  

Diese Überarbeitung ist ein Ergebnis der Bewertung 
der Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung. Sie ge-
währleistet, dass die entsprechenden Behörden rasch 
Zugang zu den für die Verbrechensbekämpfung unbe-
dingt erforderlichen Telekommunikationsdaten erhal-
ten, legt angemessene Einschränkungen bei der Vor-
ratsdatenspeicherung und Vorkehrungen gegen unnö-
tige Verstöße gegen das Recht auf Privatsphäre und 
den Schutz personenbezogener Daten fest, beseitigt 
Faktoren, die das reibungslose Funktionieren des Bin-
nenmarktes unnötig behindern und gewährleistet der 
Telekommunikationsindustrie EU-weit eine einheitli-
che Erstattung der Kosten für die Vorratsdatenspei-
cherung. 

Überarbeitung des Euro-
päischen Programms für 

Das EPSKI wurde zum ersten Mal in der Mitteilung der 
Kommission zu diesem Thema im Jahr 2006 vorge-
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den Schutz kritischer 
Infrastrukturen (EPSKI) 
und Vorschlag für ein 
aktualisiertes Programm 

schlagen. Das Programm wird derzeit überarbeitet, 
nach Abschluss der Arbeiten wird ein aktualisiertes 
EPSKI vorgestellt. 

Ermittlung und Auswei-
sung europäischer kriti-
scher Infrastrukturen 

Änderung der Richtlinie 2008/114/EG des Rates über 
die Ermittlung und Ausweisung europäischer kriti-
scher Infrastrukturen und die Bewertung der Notwen-
digkeit, ihren Schutz zu verbessern. 

Zulassung von Dritt-
staatsangehörigen zum 
Zwecke der wissen-
schaftlichen Forschung, 
zur Absolvierung eines 
Studiums oder zur Teil-
nahme an einem Schü-
leraustausch, einer un-
bezahlten Ausbildungs-
maßnahme oder einem 
Freiwilligendienst 

Diese Initiative soll die Attraktivität der gesamten EU 
als Zentrum für Forschung, Studien, Schüleraustau-
sche, Ausbildungsmaßnahmen und Freiwilligendienste 
steigern. Sie soll die Möglichkeiten des Austauschs mit 
Drittstaatsangehörigen in den Bereichen Wissen-
schaft, Bildung, Ausbildung und Kultur weiter erleich-
tern und die Bedingungen für ihre Einreise, ihren Auf-
enthalt und ihre EU-interne Mobilität transparenter 
und wirksamer gestalten. Mit dieser Initiative werden 
die Richtlinien 2004/114/EG und 2005/71/EG des 
Rates geändert 

EU-
Einwanderungskodex 

Gemäß dem Stockholmer Programm Konsolidierung 
sämtlicher Rechtsvorschriften im Bereich der Einwan-
derung, angefangen bei der legalen Einwanderung 
und, soweit erforderlich, Erweiterung bestehender 
Bestimmungen. 

Institutionelle Angelegenheiten 
Initiativen 2012 

Politische Parteien auf 
europäischer Ebene 
und ihre Finanzierungs-
regeln 

Ziel der Überarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 
2004/2003 ist die Schaffung eines europäischen Rechts-
status für politische Parteien auf europäischer Ebene. 

Hin zu einem Vorschlag 
zur Solidaritätsklausel 

Diese Initiative folgt der Bestimmung über eine „Solidar-
itätsklausel“ (Artikel 222 Absatz 3), in der festgelegt ist, 
dass die Union und ihre Mitgliedstaaten gemeinsam im 
Geiste der Solidarität handeln, wenn ein Mitgliedstaat 
von einem Terroranschlag, einer Naturkatastrophe oder 
einer vom Menschen verursachten Katastrophe betrof-
fen ist. Im AEUV ist ein gemeinsamer Vorschlag der 
Kommission und des Hohen Vertreters der Union für 
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Außen- und Sicherheitspolitik vorgesehen. 

Klimapolitik 
Initiativen für 2012 

CO2 aus Personen-
kraftwagen und Lie-
ferwagen – 2020-Ziele 

Die Verordnungen ((EG) Nr. 443/2009 und (EU) Nr. 
510/2011) müssen mit Blick auf die 2020-Ziele über-
prüft werden. Ziele sind eine Bewertung der Erreichbar-
keit des 2020-Ziels für Lieferwagen und Ideen, wie die 
2020-Ziele in Bezug auf Personenkraftwagen und Lie-
ferwagen erreicht werden können.  

Reduzierung fluorierter 
Treibhausgase 

Ziel ist es, im Rahmen des allgemeinen Ziels der EU, die 
Emissionen bis 2050 um 80-85 % zu senken, eine kos-
tenwirksame Senkung von Treibhausgasemissionen 
durch fluorierte Gase zu gewährleisten. Bei dem Vor-
schlag handelt es sich um eine Folgemaßnahme zu ei-
nem durch die Verordnung (EG) Nr. 842/2006 vorge-
schriebenen Bewertungsbericht. 

 
Initiativen 2013 
 

EU-
Anpassungsstrategie 

Die Mitgliedstaaten spüren die negativen Auswirkun-
gen des Klimawandels, die wiederum erhebliche wirt-
schaftliche und ökologische Auswirkungen haben. Die 
Strategie wird die EU in die Lage versetzen, die künfti-
gen Auswirkungen des Klimawandels zu bewältigen. 
Den Schwerpunkt bilden Maßnahmen mit einem euro-
päischen Mehrwert. Die Hauptziele sind der Ausbau der 
Wissensgrundlage über die Anpassung an den Klima-
wandel und die Entwicklung eines geeigneten EU-
Rahmens für eine Anpassungsstrategie. 

Strategie zur Senkung 
der CO2-Emissionen 
von schweren Nutz-
fahrzeugen 

Diese Initiative befasst sich mit dem Problem der stei-
genden CO2-Emissionen von schweren Nutzfahrzeugen. 
Das allgemeine Ziel besteht darin, diese Emissionen 
kosteneffizient zu senken. Die Initiative schließt sich an 
die Europäische Strategie für saubere und energieeffi-
ziente Fahrzeuge und das Weißbuch Verkehr 
KOM(2011) 144 an. 
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Kultur 
Initativen 2012 

Überarbeitung der 
Mitteilung zur Film-
wirtschaft 

Die derzeitige Mitteilung verliert spätestens ab dem 
31.12.2012 ihre Gültigkeit. 

Kollektive Rechtever-
wertung: Musikrechte 
– Musik online 

Das vorgeschlagene Instrument hat zwei Schwerpunkte: 
erstens ein allgemeines Maß an verantwortungsvoller 
Verwaltung und Transparenz für alle Verwertungsgesell-
schaften; zweitens spezielle Regeln zur Lizenzierung von 
Musik im Internet, um den digitalen Binnenmarkt zu 
fördern und mehr grenzüberschreitende Dienstleistun-
gen für Verbraucher EU-weit zu erbringen.  

Landwirtschaft 
Initiativen 2012 

Absatz- und Informati-
onsmaßnahmen für 
Agrarerzeugnisse 

Neufassung und Vereinfachung der Rechtsvorschrif-
ten über Absatzförderung und Information, um Maß-
nahmen mit einem höheren zusätzlichen Nutzen für 
die EU vorschlagen zu können, die den Bedürfnissen 
der verschiedenen Märkte gerecht werden (z. B. Be-
darf an zusätzlichen Informationen über den Binnen-
markt oder die Notwendigkeit, den Zugang zu exter-
nen Märkten zu erleichtern). Dieser Vorschlag ist eine 
Folgemaßnahme zu der Mitteilung über Absatz- und 
Informationsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse. 

Allmähliches Auslaufen 
der Milchquotenregelung 

Nach Artikel 184 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 des Rates legt die Kommission bis zum 
31.12.2012 einen Bericht über die Entwicklung der 
Marktlage und die daraus resultierenden Bedingun-
gen für ein allmähliches Auslaufen der Milchquoten-
regelung vor. 

Verkehr mit Saatgut und 
Vermehrungsmaterial 
von Pflanzen zur Innova-
tionsförderung im Be-
reich Saatgut  

Ziel der Initiative ist die Förderung von Innovation. 
Angesichts der Globalisierung, Spezialisierung und 
Entwicklung neuer Nutzungsmöglichkeiten für Agrar-
rohstoffe sowie der veränderten Erwartungen der 
Gesellschaft hinsichtlich der Vereinbarkeit von Land-
wirtschaft und natürlicher Umwelt soll mit der Initiati-
ve außerdem der Verwaltungsaufwand verringert und 
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für Flexibilität innerhalb des Regelungsrahmens ge-
sorgt werden. Indem zwölf Richtlinien über Saatgut 
und Vermehrungsmaterial von Pflanzen durch einen 
einzigen Rechtsakt ersetzt werden, werden die 
Rechtsvorschriften modernisiert und vereinfacht. 

 

Initiativen 2013 

Ökologische Land-
wirtschaft 

Überarbeitung des einschlägigen Basisrechtsaktes nach 
den Gesprächen mit dem Europäischen Parlament und 
den Mitgliedstaaten, die auf der Grundlage des 2011 
vorgelegten Berichts stattfinden (Bericht an den Rat über 
die Anwendung des Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des 
Rates über die ökologische/biologische Produktion und 
die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Er-
zeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 
2092/91). 

Neue EU-
Forststrategie 

Die derzeitige EU-Forststrategie wurde 1998 in Form ei-
ner Entschließung des Rates angenommen (ABl. C 56 vom 
26.2.1999). Ziel der Initiative ist es, zu bewerten, in wel-
chem Maße die Strategie noch dem derzeitigen Bedarf 
und politischen Kontext entspricht, und eine neue Strate-
gie vorzuschlagen, in der die Herausforderungen berück-
sichtigt werden, die seit der Annahme der derzeitigen 
Strategie entstanden sind, insbesondere der Klimawandel 
und die EU-Politik zu erneuerbaren Energien. 

Initiativen zur Verringerung des Verwaltungsaufwandes 

Durchführungs-
bestimmungen für GAP-
Zahlungen mit Auflagen-
bindung 

Die geltenden Auflagenvorschriften (Verordnungen 
(EG) Nr. 1122/2009 und Nr. 65/2011) erlauben es den 
Mitgliedstaaten, keine Sanktionen gegen Landwirte zu 
verhängen, wenn die Nichteinhaltung der Auflagen als 
geringfügig eingestuft werden kann oder die zu ver-
hängende Strafe nicht mehr als 100 EUR beträgt. In 
beiden Fällen muss die Behörde anschließend zu 100 
% prüfen, ob die Nichterfüllung behoben wurde. An-
passung der Rechtsvorschriften an den Vertrag von 
Lissabon nebst Vereinfachung sowie Herabsetzung der 
Nachprüfungsquote auf 20 % auf der Grundlage einer 
Risikoanalyse. 
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Regionalpolitik 
Intiativen 2012 

Künftige Strategie für 
die Gebiete in äu-
ßerster Randlage 

Mitteilung über die künftige Strategie für die Gebiete in 
äußerster Randlage gemäß den gemeinsamen Memoran-
den der Regionen und Mitgliedstaaten „Die Entwicklung 
der Gebiete in äußerster Randlage bis 2020“ und ihren 
anderen Beiträgen. 

Initiativen 2013 

Partnerschaftsverträge 
mit Mitgliedstaaten  

In den Partnerschaftsverträgen zwischen der Kommis-
sion und den einzelnen Mitgliedstaaten sind die Ver-
pflichtungen der Partner auf nationaler und regionaler 
Ebene sowie die der Kommission dargelegt. Diese ste-
hen im Zusammenhang mit den Zielen der Strategie 
Europa 2020 und den einzelstaatlichen Reformpro-
grammen. Mit den Verträgen wird ein integriertes Kon-
zept für die territoriale Entwicklung festgelegt, das im 
Rahmen der Kohäsionspolitik, der Entwicklung des 
ländlichen Raums und der Meeresund Fischereipolitik 
mit Mitteln gestützt wird, und sie enthalten Ziele, stra-
tegische Investitionen und eine Reihe von Konditionali-
täten. 

Statistiken 
Intitiativen 2012 

Europäische Statisti-
ken zur Demografie 

Ziel dieses Verordnungsvorschlags ist die Festlegung eines 
gemeinsamen Rahmens für die Entwicklung, Erstellung 
und Verbreitung europäischer Statistiken zu Bevölkerung, 
Lebensereignissen und Nettomigration. 

Umwelt  
Initiativen 2012 

Schutz der europäischen 
Wasserressourcen 

Bewertung der Umsetzung und Ergebnisse der derzei-
tigen Süßwasserpolitik, Ermittlung von Lücken und 
Mängeln sowie Gewährleistung, dass die Wasserpoli-
tik einen wertvollen Beitrag zum Erreichen der Ziele 
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des Fahrplans ressourceneffizientes Europa leistet.  

Protokoll von Nagoya 
über die biologische Viel-
falt (internationale Rege-
lung für den Zugang zu 
genetischen Ressourcen 
und den Vorteilsaus-
gleich (ABS-Paket)): Um-
setzung des ABS-Pro-
tokolls 

Diese Maßnahmen sind Teil der Vorarbeiten für die 
Unterzeichnung und Ratifizierung eines internationa-
len Vertrags über den Zugang zu genetischen Ressour-
cen und den Vorteilsausgleich. Die Unterzeichnung 
und Ratifizierung des ABS-Protokolls gehen mit einer 
Mitteilung einher, in der die legislativen und nicht-
legislativen Maßnahmen erläutert werden, mit wel-
chen die Kommission das ABS-Protokoll in der EU um-
zusetzen gedenkt. 

Überarbeitung der UVP-
Richtlinie (Umweltver-
träglichkeitsprüfung) 

Das Gesamtziel der Überarbeitung ist die Verbesse-
rung des Umweltschutzes auf einzelstaatlicher Ebene 
durch die Gewährleistung einer konsequenteren und 
wirksameren Anwendung der Grundsätze der Um-
weltbewertung und der Übereinstimmung mit den 
einschlägigen internationalen Verpflichtungen. 

Gebietsfremde invasive 
Arten 

Das neue Rechtsinstrument soll die rechtliche Lücke 
im Bereich der gebietsfremden invasiven Arten schlie-
ßen und sicherstellen, dass das Problem mit Hilfe ei-
nes umfassenden EU-Rahmens wirksam bekämpft 
werden kann. Das Hauptziel besteht darin, die negati-
ven Auswirkungen von gebietsfremden Arten auf die 
biologische Vielfalt in der EU auf ein Minimum zu re-
duzieren. 

7. Umweltaktionspro-
gramm 

Diese Initiative soll angesichts der zunehmend syste-
mischen Art der Umweltprobleme Prioritäten im 
Rahmen der EU-Strategie 2020 festlegen und gemäß 
dem Bericht der Europäischen Umweltagentur von 
2010 und dem SOER-Bericht (Umwelt in Europa – Zu-
stand und Ausblick) die fortdauernde Umweltzerstö-
rung bekämpfen. 

Strategie für Umwelt-
hormone 

Ausarbeitung eines angemessenen politischen Rah-
mens, um sicherzustellen, dass Menschen und die 
Umwelt in der EU in zufriedenstellendem Maße vor 
mit Umwelthormonen (exogene Stoffe oder Mischun-
gen, die Funktionen des Hormonsystems ändern und 
somit die Gesundheit beeinträchtigen) verbundenen 
Gefahren geschützt sind. 

Überarbeitung der 
REACH-Verordnung 

Die Überarbeitung enthält Schlussfolgerungen über a) 
die Erfahrungen der Mitgliedstaaten, Informationen 
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über die Anwendung der REACH-Verordnung, den 
Umsetzungsstand und die Verwendung von Prüfver-
fahren ohne Tierversuche, Prüfstrategien und Finan-
zierung der Entwicklung und Bewertung alternativer 
Prüfmethoden und b) die gezogenen Lehren mit be-
sonderem Augenmerk auf die Kosten, den Verwal-
tungsaufwand und andere Auswirkungen auf die In-
novation. Sie umfasst zudem eine Überprüfung des 
Anwendungsbereichs und möglicher Überschneidun-
gen mit anderen EU-Rechtsvorschriften über Chemika-
lien sowie eine Überarbeitung der Europäischen Che-
mikalienagentur. 

Schlussfolgerungen der 
hochrangigen Gruppe 
CARS 21 

Bewertung der politischen Empfehlungen der hoch-
rangigen Gruppe CARS 21 in ihrem Abschlussbericht 
und Ankündigung, wie die Kommission auf diese zu 
reagieren gedenkt. 

 
Initiativen 2013 
 

Überarbeitung der Luft-
qualitätsstrategien 

Bewertung der Umsetzung und der Ergebnisse derzei-
tiger Strategien in den Bereichen Luftverschmutzung 
und Luftqualität, überarbeitete Legislativvorschläge für 
Richtlinien über Luftqualität und nationale Emissions-
höchstmengen.  

 
Initiativen 2014 
 

Ziele der geltenden 
Abfallvorschriften 

Vorschlag zur Überarbeitung der Ziele der Abfallrah-
menrichtlinie und der Abfallstromrichtlinie(n) im Hin-
blick auf eine höhere Ressourceneffizienz der EU. 

Vermeidungsziele der 
Deponierichtlinie 

Überarbeitung der geltenden Vermeidungsziele der 
Deponierichtlinie und Vorschlag neuer Vermeidungsziele 
für andere Abfallströme zwecks schrittweisen Umstiegs 
auf eine Nulldeponierung bis spätestens 2050. 

Umwelthaftung Bewertung der Umsetzung der Richtlinie zur Umwelthaf-
tung und erforderlichenfalls Überarbeitung der Richtli-
nie. 

Strategie zur Erhaltung 
der biologischen Vielfalt 

Das Follow-up wird die Halbzeitbewertung der 
Biodiversitätsstrategie der EU für das Jahr 2020 enthalten. 
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Verkehr 
Initiativen 2012 

Zugang zum Schienen-
verkehrsmarkt 

Eine weitere Marktöffnung im Bereich Schienenverkehr 
(für den Markt für inländischen Personenverkehr) setzt 
eine Anpassung der bestehenden Rechtsvorschriften 
über den Zugang zum Schienenverkehrsmarkt (1. Ei-
senbahnpaket und anschließende Änderungen) und 
entsprechende Änderungen der Verordnung über öf-
fentliche Dienstleistungsaufträge im Schienenverkehrs-
sektor (Nr. 1370/2007) einschließlich der obligatori-
schen Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge im 
Rahmen von Ausschreibungen voraus. Diese Initiative 
gewährleistet zudem den diskriminierungsfreien Zu-
gang zur Schieneninfrastruktur einschließlich schienen-
verkehrsbezogener Leistungen, insbesondere durch 
strukturelle Trennung zwischen Infrastrukturmanage-
ment und dem Erbringen von Dienstleistungen (Ent-
flechtung). Ferner wird eine Mitteilung über die Über-
prüfung der Organisation des Schienenverkehrsmarkts 
veröffentlicht, in der auch der diskriminierungsfreie 
Zugang zur Schieneninfrastruktur bewertet wird. 

Saubere Energie im 
Verkehr: Eine alternati-
ve Kraftstoffstrategie  

In dem Weißbuch zum Verkehr wird betont, wie wich-
tig es ist, die Abhängigkeit des Verkehrssystems vom Öl 
zu durchbrechen. Mit dieser Initiative soll die Aufnah-
me alternativer Verkehrssysteme in den EU-Markt ein-
schließlich der erforderlichen Normen für Ausrüstung 
und Speichersysteme beschleunigt werden. Ermittelt 
werden mögliche EU-Maßnahmen, um die Verwendung 
alternativer Kraftstoffe in der EU anzukurbeln und der 
Industrie, dem öffentlichen Sektor und den Verbrau-
chern eine klare und schlüssige Vision der Marktent-
wicklung für Verkehrssysteme mit alternativen Kraft-
stoffen zu bieten. 

Schlussfolgerungen der 
hochrangigen Gruppe 
CARS 21 

Bewertung der politischen Empfehlungen der hochran-
gigen Gruppe CARS 21 in ihrem Abschlussbericht und 
Ankündigung, wie die Kommission auf diese zu reagie-
ren gedenkt. 
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Initiativen 2013 

E-freight  Ziel der Initiative ist die Schaffung des geeigneten 
Rahmens für die Angleichung des elektronischen 
Informationsflusses an den materiellen Güterfluss 
zur Unterstützung der Planung, Durchführung, 
Überwachung und Berichterstattung über den mul-
timodalen Güterverkehr, für die Gewährleistung der 
Haftung für den intermodalen Verkehr und für die 
Förderung des sicheren und sauberen Frachtver-
kehrs. 

Binnenmarkt im Landver-
kehr: Bericht über die Lage 
auf dem Güterkraftver-
kehrsmarkt 

In dem Bericht werden die Lage auf dem Güter-
kraftverkehrsmarkt analysiert und die Wirksamkeit 
von Kontrollen sowie die Entwicklung der Beschäf-
tigungsbedingungen des Berufszweigs bewertet. 
Ferner wird bewertet, wie weit die Harmonisierung 
der Vorschriften unter anderem in den Bereichen 
Durchsetzung, Straßenbenutzungsgebühren sowie 
soziale und sicherheitstechnische Rechtsvorschrif-
ten fortgeschritten ist und was noch getan werden 
muss. Der Bericht bestimmt zudem, wie und wann 
die Kabotage weiter geöffnet werden kann. 

Zugang zum Güterkraftver-
kehrsmarkt und zum Beruf 
des Kraftverkehrsunter-
nehmers 

Das Paket wird für eine weitere Öffnung des 
Kabotagemarktes sorgen. Eine solche Öffnung 
könnte die Effizienz deutlich steigern, indem sie die 
Zahl der unnötigen Leerfahrten der Fahrzeuge min-
dert. Zudem enthält das Paket möglicherweise Be-
stimmungen über in der Kabotage beschäftigte 
mobile Arbeitnehmer, um einen fairen Wettbewerb 
zu gewährleisten. Die bestehenden Vorschriften 
über die Zulassung zu dem Berufszweig werden 
unter Umständen ausgeweitet (z. B. Ausweitung auf 
Spediteure) und weiter harmonisiert (z. B. in Bezug 
auf die Niederlassung und die finanzielle Leistungs-
fähigkeit). Mit dem Vorschlag werden die Verord-
nung (EG) Nr. 1072/2009 über den Zugang zum 
Markt und die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 über 
die Zulassung zum Beruf geändert. 

Mindestvorschriften über 
Sanktionen und ihre Durch-
setzung im gewerblichen 
Straßenverkehr 

Mit der Richtlinie werden gemeinsame Mindestvor-
schriften über die Definition von Verstößen und 
Sanktionen einschließlich Straftaten im Bereich des 
gewerblichen Straßenverkehrs festgelegt. Eine sol-
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che Harmonisierung trägt dazu bei, Wettbewerbs-
verzerrungen und ungleiche Behandlung bei Ver-
stößen zu reduzieren. 

Gebührensysteme für Stra-
ßenfahrzeuge 

Die Initiative fördert eine systematischere Nutzung 
entfernungsbezogener Mautsysteme, die die Infra-
strukturkosten und die externen Kosten auf der 
Grundlage des Prinzips der Kostentragung durch die 
Verursacher und Nutzer widerspiegeln. Im Rahmen 
der Initiative wird die schrittweise Einführung eines 
harmonisierten Mautsystems für Lastkraftwagen 
geprüft, das bestehende zeitabhängige Entgelte 
(Eurovignette und einzelstaatliche Vignetten) und 
mögliche andere Entgelte (z. B. Kraftfahrzeugsteu-
ern) EU-weit ersetzen könnte. Möglicherweise ent-
hält die Initiative auch einen Rechtsrahmen für die 
Erhebung von Pkw-Maut sowie Bestimmungen über 
elektronische Mautsysteme, sofern deren Interope-
rabilität gemäß der Richtlinie 2004/52/EG nicht 
erreicht wurde. 

Initiativen 2014 

Intelligente Ticketaus-
stellung, multimodale 
Fahrpläne, Auskunft, 
Onlinebuchung 

Dieser Legislativvorschlag könnte Bestimmungen über 
den Informationszugang, den Datenaustausch und die 
Haftung enthalten. 
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